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Stellungnahme 
 

Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes zu 
drei Verordnungsentwürfen des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales zur Umsetzung des Bundestariftreue-
gesetzes: 

- Verordnung über die Clearingstelle nach dem Bundesta-
riftreuegesetz, 

- Verordnung über die Kontrollen nach dem Bundesta-
riftreuegesetz durch die Prüfstelle Bundestariftreue, 

- Verordnung zum Verfahren der Zertifizierung der Tarif-
treue. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) bedankt sich für die Möglichkeit 

zur Stellungnahme zu den drei Verordnungsentwürfen des Bundes- 
ministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) zur Umsetzung des Bundes-

tariftreuegesetzes (BTTG). 

Wie dem Anschreiben zu entnehmen, ist die Ressortabstimmung inner-

halb der Bundesregierung noch nicht abgeschlossen. Vorbehaltlich wei-

sen wir darauf hin, dass diese Stellungnahme deshalb keine abschlie-
ßende Bewertung beinhalten kann. 

 

Entwurf einer Verordnung über die Clearingstelle nach dem Bun-
destariftreuegesetz 

(BTTGClearingstellenV) 

I Allgemein: 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften haben bereits während des 

Gesetzgebungsverfahrens zum BTTG mehrfach darauf hingewiesen, 
dass sie die Clearingstelle im Rahmen des Antragsverfahrens nach § 5 

BTTG für überflüssig halten. Die Clearingstelle sorgt nicht nur für zusätz-

liche und unnötige Hürden für den Erlass einer Rechtsverordnung – an-
dere würden es „bürokratisch“ nennen –, sondern verzögert das Antrags-

verfahren nach § 5 BTTG unnötig. Es bindet darüber hinaus im BMAS und 

bei den Spitzenorganisationen personelle Ressourcen. Das ist aus unse-

rer Sicht für ein schlankes, einfaches und schnelles Antragsverfahren 

kontraproduktiv. Insofern ist der Verordnungsentwurf an einer flexiblen 
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Handhabung und klar definierten Fristen zu messen. Blockademöglich-

keiten bei der Benennung der Mitglieder der Clearingstelle oder während 

des Clearingstellenverfahrens müssen ausgeschlossen werden. Nach An-
sicht des DGB sind diese Kriterien im vorliegenden Entwurf im Wesentli-
chen erfüllt. 

 

II im Einzelnen: 

Zu § 1 Abs. 1: 

Dass ein stellvertretendes Mitglied an der Beschlussfassung der Clea-
ringstelle mitwirkt, wenn ein ordentliches Mitglied verhindert ist, begrü-

ßen wir. So wird ausgeschlossen, dass die Clearingstelle sich vertagen 
muss oder durch eine Beschlussfassung dadurch verhindert wird. 

Zu § 2 Abs. 1: 

Die Berufung der Mitglieder der Clearingstelle erfolgt auf Vorschlag der 

Spitzenorganisationen nach § 12 S. 1 TVG. Nach der darin enthaltenen 

Definition der Spitzenorganisation wird eine wesentliche Bedeutung des 
Zusammenschlusses für die Vertretung der Arbeitnehmer- oder Arbeitge-

berinteressen im Arbeitsleben des Bundesgebiets verlangt. § 12 S. 1 TVG 

macht die wesentliche Bedeutung einer Spitzenorganisation zur Voraus-

setzung, um im Tarifausschuss vertreten zu sein und über die Allgemein-
verbindlicherklärung von Tarifverträgen nach § 5 TVG zu befindet.1 Die 
Bezugnahme auf § 12 S. 1 TVG ist somit sachgerecht. 

Darüber hinaus verlangt Abs. 1, dass die Abgabe eines Vorschlages in 

„angemessener Frist“ erfolgen soll. Es handelt sich hierbei um einen un-

bestimmten Rechtsbegriff. Andererseits ist im Begründungsteil von „in-
nerhalb der gesetzten Frist“ (vgl. S. 7) die Rede. Wir schlagen deshalb 

vor, im Verordnungsentwurf eine klar definierte Frist aufzunehmen. Hier-
für schlagen wir für § 2 Abs. 1 folgenden Wortlaut vor: 

„…, innerhalb einer Frist von vier Wochen zur Abgabe von Vorschlägen 
für die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder der Clearingstelle auf.“ 

Zu § 4: 

Wir begrüßen, dass es im Ermessen der Clearingstelle steht, sich eine 
Geschäftsordnung zu geben. Eine Verpflichtung ist somit ausdrücklich 
ausgeschlossen. 

 

 
1 Vgl. Riechert/Nimmerjahn (2017): Mindestlohngesetz, §5, 4ff. 
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Zu § 5 Abs. 3: 

Die Formulierung der Fristsetzung von „mindestens drei Wochen“ halten 
wir für zu unpräzise. Wir schlagen deshalb vor, Absatz 3 durch einen Satz 
2 zu ergänzen:  

„In Absprache mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
kann die Frist um höchstens drei weitere Wochen verlängert werden.“ 

Zu § 5 Abs. 7: 

Abs. 7 sieht vor, dass das BMAS das Verordnungsverfahren allein weiter-

führen kann, falls die Clearingstelle keinen Beschluss fasst. Damit wäre 
der Abschluss eines Verfahrens nicht zwangsläufig gewährleistet. Wir 
schlagen deshalb vor Das Wort „kann“ durch das Wort „soll“ zu ersetzen.  

 

Verordnung über die Kontrollen nach dem Bundestariftreuegesetz 
durch die Prüfstelle Bundestariftreue  

(Bundestariftreuegesetz-Prüfstellen-Verordnung – BTTGPrüfV) 

I Allgemein: 

Mit dem Verordnungsentwurf werden die Aufgaben und die Arbeitsweise 

der Prüfstelle Bundestariftreue nach § 8 BTTG konkretisiert. Die Prüf-

stelle wird bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-

See eingerichtet und soll kontrollieren, ob Auftragnehmer ihr Tariftreue-
versprechen einhalten und Arbeitgeber die nach dem Bundestariftreue-

gesetz verbindlichen Arbeitsbedingungen gewähren. Kontrollen sollen 

insbesondere bei hinreichenden Anhaltspunkten für Verstöße erfolgen, 
etwa aufgrund von Hinweisen von Beschäftigten oder Dritten. Die Prüf-

stelle kann hierfür Unterlagen anfordern, Kontrollen vor Ort durchfüh-

ren, Verstöße durch Verwaltungsakt feststellen und dem Bundesauftrag-
geber Handlungsempfehlungen geben. Ergänzend soll sie über die 

einzuhaltenden Arbeitsbedingungen informieren und damit auch prä-
ventiv zur Durchsetzung der Tariftreue beitragen. 

Wir haben während des Gesetzgebungsprozesses mehrfach kritisiert, 

dass die Regelungen in § 8 BTTG unzureichend sind. Sie betreffen im We-

sentlichen die unzureichende Personalausstattung der Prüfstelle sowie 
den Verzicht auf stichprobenartige Kontrollen mit verbindlicher Mindest-
kontrollquote. 

Trotz der bestehenden Mängel bei der Ausgestaltung der Prüfstelle in § 8 

BTTG begrüßen wir den vorliegenden Verordnungsentwurf in seinen we-

sentlichen Teilen. Wir sehen in der Einrichtung einer eigenen Prüfstelle 
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eine zentrale Voraussetzung für die tatsächliche Durchsetzung der Tarif-

treue. Kontrollen sind aus Sicht des DGB unerlässlich, damit die gesetzli-
chen Vorgaben nicht lediglich auf dem Papier stehen. 

 

II Im Einzelnen: 

Zu § 2 Abs. 1 Nr. 1: 

Anstelle von „§ 4“ muss es „§ 3“ heißen. 

Außerdem ist die Nr. 1 um folgenden Satz 2 zu ergänzen:  

„Dies umfasst auch das Einverständnis des Bundesauftraggebers 

oder des Unternehmers, Kontrollen in den Geschäftsräumen oder auf 
Grundstücken des Bundesauftragnehmers oder der Unternehmer durchzu-
führen.“ 

Der Satz stellt sicher, dass die Befugnis der Prüfstelle zur Kontrolle im 

privatrechtlichen Vertragsverhältnis zwischen dem Bundesauftraggeber 
und dem Auftragnehmer rechtlich ausreichend abgesichert wird. 

Bisher sieht § 3 Abs. 3 vor, dass die Prüfstelle nur mit Einverständnis des 

Bundesauftraggebers oder des zu kontrollierenden Unternehmens eine 
Vor-Ort-Kontrolle durchführen kann. Das mag sich aus der vertrags-

rechtlichen Logik erklären. Die gesetzliche Zielsetzung besteht jedoch 

darin, dass die Prüfstelle das Tariftreueversprechen wirksam durch-

setzt.2 Es ist offensichtlich: Ein erforderliches vorhergehendes Einver-
ständnis kann diesem Ziel nicht gerecht werden. Deshalb sollte § 2 Abs. 

1 eine vertragliche Verpflichtung vorsehen, die es der Prüfstelle ermög-

licht, auch ohne Zustimmung des Bundesauftraggebers oder der Unter-
nehmer tätig zu werden.  

Schließlich deutet auch die Formulierung im Mustervorlage Tariftreue-
versprechens auf eine Duldungspflicht hin. Dort heißt es wörtlich: „Im 

Falle einer Kontrolle durch die Prüfstelle Bundestariftreue verpflichtet sich 

der Auftragnehmer, auf Verlangen der Prüfstelle Bundestariftreue das Be-

treten der Grundstücke und der Geschäftsräume zu dulden“.3 Ein vorher-
gehendes Einverständnis wird offensichtlich nicht vorausgesetzt. 

 

 
2 Vgl. BT-Drs. 21/1941 zur Begründung von § 8 Abs. 1, S. 39. 
3 Vgl. auch „Besondere Vertragsbedingungen nach dem Bundestariftreuegesetz“ 

(Mustererklärung Tariftreueversprechen), abrufbar unter: https://www.bundesamtsozi-

alesicherung.de/fileadmin/user_upload/20260515__Mustervorlage_Tariftreueverspre-

chen.pdf  

https://www.bundesamtsozialesicherung.de/fileadmin/user_upload/20260515__Mustervorlage_Tariftreueversprechen.pdf
https://www.bundesamtsozialesicherung.de/fileadmin/user_upload/20260515__Mustervorlage_Tariftreueversprechen.pdf
https://www.bundesamtsozialesicherung.de/fileadmin/user_upload/20260515__Mustervorlage_Tariftreueversprechen.pdf
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Zu § 3 Abs. 1: 

Im Begründungsteil zu Absatz 1 wird ausdrücklich klargestellt, dass die 
Prüfstelle grundsätzlich Anhaltspunkten auf Verstöße nachgehen muss 

und bei Vorliegen von Anhaltspunkten für Verstöße auch sämtliche Auf-

träge dieses Unternehmens sowie weitere an diesen Aufträgen beteiligte 
Unternehmen kontrollieren darf. (vgl. S. 14). Dies begrüßen wir aus-
drücklich.  

Zu § 3 Abs. 2: 

Die beispielhaft und nicht abschließend („insbesondere“) in Abs. 2 Nr. 1 

– 4 genannten Nachweise, die bei Anhaltspunkten für einen Verstoß ge-
gen das BTTG zu erbringen sind, halten wir für sachgerecht.  

Auch wenn die Aufzählung nicht abschließend ist, halten wir hier spie-
gelbildlich zur Stellungnahme der IGBAU zu § 5 BTTG ZertVO (die wir uns 

zu Eigen machen – siehe Anmerkung am Ende) allerdings noch weitere 
Ergänzungen für notwendig:  

- Die Entgeltabrechnung nach Nr. 3 muss die Anzahl der geleiste-

ten Arbeitsstunden, die mit der Lohnabrechnung zur Auszahlung 
gelangenden Arbeitsstunden, die Eingruppierung der im Rahmen 

des öffentlichen Auftrags eingesetzten Beschäftigten und den der 

Lohnabrechnung zu Grunde liegenden Bruttostundenlohn (Ge-

samttariflohn) ohne Zuschläge erfassen. Diese Angaben unter-
stützen die Prüfstelle bei der Beurteilung, inwiefern ein Verstoß 

gegen die Entgeltvorgaben aus der maßgeblichen Rechtsverord-

nung vorliegt.  
- In einer neu einzufügenden Nr. 5 sind auch Bescheinigungen der 

gemeinsamen Einrichtungen aufzunehmen. Insbesondere eine 

qualifizierte Tariftreue Bescheinigung der gemeinsamen Einrich-

tungen mit den Inhalten aus dem TV ZABB (dazu siehe Stellung-

nahme der IG BAU zur BTTG ZertVO) kann weiterführende Hin-

weise liefern, ob Verstöße gegen Entgeltvorgaben aus der 
maßgeblichen Rechtsverordnung vorliegen.  

Mit im Gesetzgebungsverfahren als Art. 8 Tariftreuegesetz neu aufge-

nommenem § 108c SGB IV wird zudem sichergestellt, dass die zur Prü-
fung notwendigen Entgeltbescheinigungsdaten nach § 108c SGB IV ab 

dem 1. Januar 2028 auch voll elektronisch übermittelt werden. Dies ist 
auch im Interesse des zu prüfenden Auftragnehmers. 
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§ 3 Abs. 3 Satz 1: 

Der Passus „…mit Einverständnis des Bundesauftraggebers oder des 
Unternehmers…“ ist zu streichen.4 

Zu § 5 Abs. 3: 

Die Prüfstelle als Dritte hat nicht die Kompetenz, selbst die Vertrags-

strafe gegenüber dem Auftragnehmer zu verhängen. Das tut der Bun-

desauftraggeber auf Grundlage des mit dem Auftragnehmer geschlosse-

nen Vertrags für den auszuführenden öffentlichen Auftrag. Deswegen ist 

bereits in § 8 Abs. 3 BTTG eine „Handlungsempfehlung“ normiert. 

Gleichzeitig ist der Bundesauftraggeber hinsichtlich vertraglicher 
Rechtsfolgen aber auch nicht völlig frei zu entscheiden, ob und welche 

Vertragsstrafe er festlegt, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vorlie-

gen und die Prüfstelle einen Verstoß nach § 13 BTTG durch Verwaltungs-
akt festgestellt hat. Dies ergibt sich schon aus § 11 Abs. 1 BTTG. Die 

Norm bestimmt, dass der Bundesauftraggeber mit dem Auftragnehmer 

grundsätzlich eine Vertragsstrafe vereinbaren soll. Diese Vertragsstrafe 
wird verwirkt, wenn die Prüfstelle Bundestariftreue einen Verstoß nach § 

13 BTTG festgestellt hat.5 Allerdings müssen Verstöße in „erheblichen 
Maße“ vorliegen. 

Wenn aber die Prüfstelle nicht selbst die privatrechtliche Sanktion ge-

genüber dem Auftragnehmer aussprechen darf, sollte zumindest in  

§ 5 Abs. 3 die Grundlage dafür geschaffen werden, dass der Bundesauf-
traggeber die im Vertrag vorgesehenen Sanktionen tatsächlich umsetzt. 

Problematisch ist, dass der Bundesauftraggeber im Verordnungsentwurf 

aber von der Handlungsempfehlung abweichen kann. Das kann im Zwei-
fel – je nach Schwere des Verstoßes – aber in der Realität auch bedeu-

ten, dass der Auftragnehmer keine tiefgreifenden Konsequenzen fürch-

ten muss. Wir halten deshalb die Pflicht des Bundesauftraggebers 

darzulegen, warum von der Handlungsempfehlung abgewichen wird, für 
nicht ausreichend (vgl. S. 15). 

§ 5 Abs. 3 sollte deshalb wie folgt lauten: 

„(3) Kommt der Bundesauftraggeber der Handlungsempfehlung der 

Prüfstelle Bundestariftreue nicht oder nicht vollständig nach, hat er der 
Prüfstelle Bundestariftreue die Gründe hierfür unter Darlegung der maß-

geblichen tatsächlichen und rechtlichen Umstände mitzuteilen. Eine pau-

schale Berufung auf die eigene rechtliche Bewertung oder auf das beste-
hende Vertragsverhältnis genügt nicht. Vielmehr muss der Bundesauftrag-

 
4 Siehe zur Begründung die Änderung in § 2 Abs. 1 Nr. 1. 
5 Vgl. BT-Drs. 21/1941 zu § 11 Abs. 1, S. 11. 
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geber darlegen, welche konkreten tatsächlichen oder rechtlichen Um-
stände eine Abweichung von der Handlungsempfehlung rechtfertigen.“ 

Zu § 6 Abs. 1 und 2: 

Wir halten eine Übermittlungsfrist von zwei Wochen nach Eintritt der Be-
standskraft an die nach Abs. 1 Nr. 1 - 3 genannten Institutionen für zu 

lange. In Absatz 2 sind gar keine Fristen vorgesehen. Es sind keine 

Gründe für eine derartig lange Frist ersichtlich. Vielmehr sollte die Über-

mittlung zumindest „unverzüglich“ erfolgen. Dies gilt umso mehr für 

Abs. 2 Nr. 1. Die betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer soll-

ten zumindest die Möglichkeit erhalten, so schnell wie möglich den 
Rechtsweg zu beschreiten. 

Außerdem begrüßen wir ausdrücklich, dass die von dem Verstoß be-

troffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über das Vorliegen ei-
nes Verstoßes informiert werden. Dies ist ein echtes Novum in einem 

deutschen Arbeitnehmer*innenschutzgesetz! Auch im Sozialversiche-

rungsbeitragsrecht nach dem SGB IV sucht man eine entsprechende 
Norm vergeblich. Wir schlagen zusätzlich vor, Abs. 2 nach Satz 4 wie 

folgt zu ergänzen: 

„Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind darüber in Kenntnis-
zusetzen, dass sie ihre Ansprüche nach § 4 Absatz 1 und 3 sowie § 11 des 

Bundestariftreuegesetzes vor Gerichten für Arbeitssachen einklagen kön-
nen.“ 

Auch sollten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus den mittel- und 

osteuropäischen EU-Staaten oder aus Nicht-EU-Mitgliedsstaaten geson-
dert über die Möglichkeit, die Beratungsdienste der Sozialpartner und 

staatlicher Stellen in Anspruch zu nehmen informiert werden; hierbei 

sind mindestens beispielhaft die Beratungsstellen nach § 31 des Arbeit-

nehmer-Entsendegesetzes (AEntG) oder im Fall von Staatsangehörigen 

aus Drittstaaten mindestens beispielhaft die Beratungsstellen nach § 

45b Absatz 1 Satz 1 und 2 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) zu nennen 

und die jeweils aktuellen Kontaktdaten der erwähnten Beratungs-
dienste anzugeben. Ein entsprechender Passus sollte zumindest im Be-

gründungsteil zu Abs. 2 Nr. 1 aufgenommen werden. Diese Möglichkeit 

bietet sich zusätzlich auch für § 8 Abs. 2 (Information über einzuhaltende 
Arbeitsbedingungen) an. 

Nicht zuletzt halten wir es für notwendig, Abs. 2 um eine Nr. 3 zu ergän-
zen. Danach sind die Zertifizierungsstellen gem. § 1 der Verordnung zum 

Verfahren der Zertifizierung der Tariftreue (Tariftreue-Zertifizierungsver-

fahrensverordnung – BTTGZertV-E) durch die Prüfstelle zu informieren, 
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falls ein Verstoß gegen die Einhaltung der Tariftreue nach § 13 Absatz 1 

Nummer 1 Alternative 1 des BTTG rechtskräftig festgestellt wurde. An-

sonsten läuft § 8 Abs. 1 Nr. 2 BTTGZertV-E ins Leere. Die Zertifizierungs-
stellen können ein Zertifikat nur aberkennen, wenn sie eine entspre-

chende Mitteilung durch die Prüfstelle erhalten (siehe auch im 
Begründungsteil zu § 8 Abs. 1 Nr. 2 auf Seite 15f. BTTGZertV-E. 

Zu § 11: 

Der von der Prüfstelle dem BMAS vorzulegende Jahresbericht sollte 

auch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Insbesondere soll-

ten darin auch rechtliche und organisatorische Probleme bei der Durch-

setzung der Tariftreue thematisiert und hierfür Lösungsvorschläge ge-
genüber dem BMAS gemacht werden. 

Zu § 12 Abs. 2: 

Im Regierungsentwurf wurde für die Prüfstelle bei der DRV Knappschaft-

Bahn-See ein Stellenmehrbedarf von insgesamt acht Planstellen/Stellen 
veranschlagt (vgl. S. 23, BT-DRs 21/1941). Unsere ursprüngliche Kritik 

am Regierungsentwurf kalkulierten Ausstattung mit acht Stellen wird 

durch den Verordnungsentwurf weder bestätigt noch ausgeräumt. 

Nach § 12 Abs. 2 muss die DRV Knappschaft-Bahn-See allerdings sicher-
stellen, dass die Prüfstelle mit dem „erforderlichen Personal und den er-

forderlichen Sachmitteln“ ausgestattet wird, um ihre Aufgaben ord-

nungsgemäß erledigen zu können. Das begrüßen wir. Ob diese Vorgabe 
praktisch zu einer ausreichenden Personalausstattung führt, hängt von 

vielen Faktoren ab und lässt sich nicht vorhersagen. § 13 Abs. 4 Satz 4 

legt zumindest fest, dass die durch die DRV Knappschaft-Bahn-See in 
Rechnung gestellten Kosten durch das BMAS auszugleichen sind. 

 

Verordnung zum Verfahren der Zertifizierung der Tarif-
treue. 

(Tariftreue-Zertifizierungsverfahrensverordnung – BTTGZertV) 

Der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften verweisen auf die Stellung-

nahme der Industriegewerkschaft Bauen, Agrar und Umwelt – IG BAU. 
Wir schließen uns dieser Stellungnahme vollumfänglich an. 


